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cpm. ERFURT, 30. Oktober. An Luthers
Geburtstag, dem 10. November, wird in
Wittenberg die „Internationale Martin-
Luther-Stiftung“ als rechtsfähige selb-
ständige Stiftung errichtet werden. Thü-
ringens Finanzministerin Birgit Diezel
(CDU) wird an diesem Tag die Stiftungs-
urkunde überreichen. Sitz der Stiftung
wird Eisenach sein, die Geschäftsstelle
der Stiftung in Erfurt beheimatet sein.
Thomas Seidel, Beauftragter der evange-
lischen Kirchen bei Landtag und Landes-
regierung in Thüringen sowie künftiger
geschäftsführender Vorstand der Stif-
tung, nennt drei Aufgaben der Stiftung.
Sie solle national und international wir-
ken, sie solle den mitteldeutschen Raum
als das Stammland der Reformation stär-
ken und sie solle den Dialog der Kirche
mit Wirtschaft und Politik im Geiste Lu-
thers führen und stärken.

Ermöglicht wird die Gründung durch
die Stiftung von einer Million Euro durch
den Frankfurter Unternehmer und Fi-
nanzanalysten Günter Weispfennig. Sei-
del stellte den Kontakt zu Thüringens
ehemaligem Ministerpräsidenten Vogel
(CDU) und der heutigen CDU-Fraktions-
vorsitzenden Christine Lieberknecht her.
Vogel wiederum, berichtet Seidel, habe
Wert darauf gelegt, die evangelischen Bi-
schöfe in Thüringen, Sachsen und Sach-
sen-Anhalt, den Kernländern der Refor-
mation, einzubeziehen. Als Seidel im
Sommer 2005 mit dem Direktor des
Ernst-Abbe-Instituts für Stiftungswesen
in Jena, Olaf Werner, die Planung be-
gann, sei das Erstaunen groß gewesen,
dass es eine solche Stiftung nicht schon
gebe und die „Premium-Marke“ Luther
in dieser Hinsicht noch nicht besetzt sei.

Seidel sieht die Notwendigkeit, den
Dialog zwischen Kirche und Wirtschaft
zu stärken, denn im evangelischen Milieu
sei die Skepsis gegenüber der „Verant-
wortlichkeit wirtschaftlichen Handelns“

mitunter ziemlich groß. Am Sonntag
müssten Unternehmer sich in der Kirche
als „Ausbeuter“ kritisieren lassen, aber
am Montag darauf würden sie freundlich
gebeten, für das neue Gemeindehaus
oder andere Aufgaben zu spenden.

Seidel verweist auf Luther, der in „star-
ker Frömmigkeit und Entschlossenheit“
dafür eingetreten sei, sich verantwortlich

in die Welt einzumischen. Er habe Arbeit
als eigenen Wert definiert und ein evan-
gelisches Berufsethos begründet. Damit
sei der Übergang vom Mittelalter in die
Neuzeit befördert worden, die Grundlage
eines neuen Wirtschaftens geschaffen
worden.

Seidel erinnert daran, dass Luther auf
die Trennung des Reiches Gottes vom
Reich der Welt verwiesen habe. Damit
habe er zum Handeln in der Welt aufgeru-
fen; mit dem Verweis auf das Reich Got-
tes zugleich irdischen Allmachtsphan-
tasien vorgebeugt. Das Handeln in dieser
Welt sei demnach ein vorläufiges, aber
notwendiges. Dies sei eine aktuelle Bot-
schaft, obschon für zahlreiche Menschen
mit der Aufklärung Gott aus dem Sinn ge-
raten und nur noch das Weltliche geblie-
ben sei. Luther biete das Rüstzeug für
eine evangelische Wirtschaftsethik, wel-
che die Stiftung befördern wolle.

Für das kommende Jahr plant die Stif-
tung, ein Lutherbrevier in Deutsch und
Englisch mit Bibelauslegungen für jeden
Tag herauszugeben. Die Stiftung will ei-
nen internationalen Luther-Preis für
Wirtschaftsethik ausschreiben und ge-
meinsam mit dem Kloster Volkenroda
eine Initiative namens „Jugend unter-
nimmt“ in Anlehnung an „Jugend
forscht“ begründen, um die Verantwor-
tungsbereitschaft und -fähigkeit junger
Menschen im Wirtschaftsleben zu för-
dern.

Dem Kuratorium der Stiftung werden
– neben anderen – Thüringens Minister-
präsident Althaus (CDU), der Bostoner
Religionssoziologe Peter L. Berger und
der evangelische Theologe Inge Lønning,
Fraktionsvorsitzender der Konservativen
in Norwegen und Vizepräsident des
norwegischen Parlaments, angehören.
Binnen der nächsten zehn Jahre soll der
Kapitalstock der Stiftung auf zehn Millio-
nen Euro angewachsen sein.

holl. MAINZ, 30. Oktober. Der rhein-
land-pfälzische Innenminister und stell-
vertretende Ministerpräsident Karl Peter
Bruch (SPD, unser Bild) sieht sich dem
Vorwurf der Vetternwirtschaft und Rück-
trittsforderungen der CDU ausgesetzt.
Bruch hatte am Montag eingestanden,
dass er persönlich den Auftrag für einen
180 000 Euro teuren Image-Film der Lan-
desregierung über die Umwandlung mili-
tärischer Flächen für die zivile Nutzung
(Konversion) im Oktober 2006 an den
damaligen Lebensgefährten seiner Toch-
ter vergeben habe. Er sei sich bei der Ver-
gabe an die Mainzer Firma Quadrolux
seines späteren Schwiegersohns Marcus
Stiehl „von Anfang an darüber klar gewe-
sen, dass das zu Problemen führen könn-
te“, sagte Bruch dieser Zeitung. Dass die
Angelegenheit einen „Geschmack“ ha-
ben könnte, „kann ich gar nicht leugnen
und will ich gar nicht leugnen“.

Er habe aber niemandem etwas „zuge-
schanzt“, sagte Bruch. „Ich habe mir per-
sönlich keine Vorwürfe zu machen.“
Stiehl und dessen Firmenpartner seien
Mitte Mai 2006 von sich aus in sein Büro
gekommen und hätten ihm ihre Idee für
einen Film über Konversion in Rhein-
land-Pfalz vorgestellt: „Die Idee kam
nicht von mir. Ich fand das aber spontan
so gut, dass ich die Idee gekauft habe“,
sagt Bruch. Da es sich bei der Filmidee
um „geistiges Eigentum“ der beiden jun-
gen Mediendesigner handele, habe der
im Oktober 2006 per Vertrag vergebene
Auftrag an Quadrolux nicht ausgeschrie-
ben werden müssen. Außerdem habe er
einem jungen „Start-up“-Unternehmen
eine Chance geben wollen. Nur weil der
„arme Kerl mich kennt“, habe er ihn
doch nicht wegschicken können.

In der Pressemitteilung des Innenmi-
nisteriums vom Montag war noch eine an-
dere Begründung zu lesen, warum der
Auftrag ohne Ausschreibung vergeben
wurde. „Eine Auftragsvergabe für freibe-
rufliche Tätigkeiten unterhalb des EU-
Schwellenwertes von 200 000 Euro be-
darf nicht der Ausschreibung.“ Die Firma
Quadrolux sei mit der „Erarbeitung der
DVD zur Konversion“ beauftragt wor-

den, weil sie „im
Vorfeld bereits
mit dem Thema
betraut war und
ihre Leistungsfä-
higkeit unter Be-
weis gestellt
habe“. Stiehl,
sein Geschäfts-
partner und drei
weitere selbstän-

dige Mediendesigner aus Rheinland-
Pfalz waren vom Land als Bürogemein-
schaft „Atelier 500“ beauftragt worden,
für eine Ausstellung in der deutschen Bot-
schaft in Washington zum 3. Oktober
2005 eine Ausstellung zum Thema Kon-
version inklusive eines Imagefilms zu ge-
stalten. Auf diese Vorarbeiten habe man
für die aktuelle DVD zurückgreifen kön-
nen. Die Notwendigkeit eines Films über
Konversion seien ihm schon damals ge-
kommen, sagte Bruch am Montag auf ei-
ner Pressekonferenz.

Ministerpräsident Kurt Beck (SPD),
der den früheren Kriminalhauptmeister
Bruch im Februar 2005 zum Nachfolger
Walter Zubers ernannt hatte, war von sei-
nem langjährigen Parteifreund über die
freihändige Auftragsvergabe erst am
Montag informiert worden. Nach Anga-
ben Bruchs sieht Beck aber keinen
Grund für politische Konsequenzen.
Beck habe ihm gesagt: „Das stehen wir
durch.“ Ein Sprecher Becks bestätigte
diese Darstellung.

Der CDU-Fraktions- und Landesvor-
sitzende Christian Baldauf forderte nach
den Einlassungen Bruchs am Dienstag
dessen Rücktritt. „Das ist ein klarer Fall
von SPD-Vetternwirtschaft, nach dem
man nicht mit lapidaren Erklärungen
zur Tagesordnung übergehen kann. Für
wie naiv hält der Minister die Bürger,
wenn er meint, dass es damit getan ist,
die Angelegenheit als Starthilfe für Jung-
unternehmer mit guten Ideen zu rechtfer-
tigen.“ Der FDP-Fraktionsvorsitzende
und frühere Justizminister im Kabinett
Beck Herbert Mertin sprach zwar von ei-
nem „schweren Fehler“, verzichtete aber
auf eine Rücktrittsforderung.

holl. MAINZ, 30. Oktober. Das Land
Rheinland-Pfalz wird seine 182 Haupt-
schulen schrittweise bis zum Schuljahr
2013/14 abschaffen. Vom Schuljahr
2008/2009 an soll es neben dem Gymna-
sium und der Integrierten Gesamtschu-
le, die zur Hochschulreife führen, nur
noch die neue „Realschule Plus“ geben,
in der außer der mittleren Reife und der
Fachhochschulreife künftig der Haupt-
schulabschluss angeboten wird. Das kün-
digte Bildungsministerin Doris Ahnen
(SPD) am Dienstag an.

Die neue Schulstruktur sei „ein Bei-
trag zur Chancengleichheit“ von Kin-
dern und biete durch ihre Durchlässig-
keit zu höheren Abschlüssen „echte Auf-
stiegsmöglichkeiten“, sagte Frau Ahnen.
Ziel sei es, die Zahl der Schulabbrecher
von derzeit mehr als sieben Prozent auf
null zu bringen: „Wir dürfen keinen Schü-
ler verloren geben.“ In allen Realschulen
im Land sollen nach den Plänen der
SPD-Politikerin die Schüler der Klassen
fünf und sechs in einer Orientierungsstu-
fe gemeinsam unterrichtet werden. Un-
ter dem Dach der Realschule Plus gibt es
von der siebten Klasse an zwei unter-
schiedliche Profile: die „Kooperative Re-
alschule“ mit einem Hauptschul- und Re-
alschulbildungsgang. In der Form der
„Regionalen Schule“ soll es in „integrati-
ver und teilintegrativer“ Form ebenfalls
Unterricht auf Haupt- und Realschulni-
veau geben; beide Abschlüsse sollen

auch dort angeboten werden. Zusätzlich
soll an ausgewählten Kooperativen Real-
schulen das Projekt „Keiner ohne Ab-
schluss“ gestartet werden. „Wir wollen
ein spezielles 10. Schuljahr für Schüler
anbieten, die nach der 9. Klasse den Ab-
schluss der Berufsreife noch nicht er-
reicht haben.“ An beiden Realschulfor-
men soll es nach der 12. Klasse möglich
sein, die Fachhochschulreife zu erwer-
ben, allerdings nicht an allen Standor-
ten.

Als Gründe für die Abschaffung des
dreigliedrigen Schulsystems in Rhein-
land-Pfalz nannte die Bildungsministe-
rin die demographische Entwicklung,
das veränderte Bildungswahlverhalten
von Eltern und die schwindende Akzep-
tanz der Hauptschule. Während im Schul-
jahr 2006/2007 in Rheinland-Pfalz mehr
als 90 000 Schüler ein Gymnasium und
mehr als 68 000 eine Realschule besuch-
ten, sei die Zahl der Hauptschüler in den
vergangenen zehn Jahren kontinuierlich
und stark gesunken. Waren es 1997 noch
mehr als 75 000 Hauptschüler, sank die
Zahl in diesem Schuljahr auf knapp
40 000. „Dieser Entwicklung wollen wir
Rechnung tragen und der Hauptschule
neue Perspektiven eröffnen“, sagte Frau
Ahnen. Mit der neuen Schulstruktur soll-
ten auch gezielt leistungsschwächere
Schüler aus Einwandererfamilien geför-
dert werden. Über die genauen Mehrkos-
ten des Systemwechsels in der Bildungs-
politik könne sie aber noch nichts sagen.

isk. FRANKFURT, 30. Oktober. In einer
großangelegten Razzia hat das Bundeskri-
minalamt (BKA) am Dienstag im Auftrag
der Staatsanwaltschaft Frankfurt das
Haus eines NPD-Bundesvorstandsmit-
glieds in Thüringen sowie eine weitere Lie-
genschaft im Harz durchsucht. Dem Mann
wird vorgeworfen, CDs mit strafbaren In-
halten hergestellt und vertrieben zu ha-
ben, die in der rechtsextremen Szene
„Kultstatus“ hätten. Die Tonträger seien
für den deutschen Markt bestimmt, wur-
den jedoch im Ausland produziert, um ei-
ner Strafverfolgung zu entgehen. Die
Staatsanwaltschaft kündigte an, skandina-
vische Länder, die als sicheres Vertriebsge-
biet gälten, um Hilfe bei den Ermittlungen
zu bitten. Der Verdächtige sei bereits vom
Landgericht Mühlhausen wegen Volksver-
hetzung zu sechs Monaten auf Bewährung
verurteilt worden, teilte die Staatsanwalt-
schaft mit. Ein weiteres Verfahren ist in
Göttingen anhängig.

F.A.Z. BERLIN, 30. Oktober. Grüne
und SPD bereiten jeweils Initiativen im
Bundestag zur Einführung eines Tempo-
limits von 130 Kilometern in der Stun-
de vor. Die Grünen wollen schon bald
einen Antrag im Bundestag einbringen,
der die Einführung des Tempolimits
zum 1. Januar 2008 vorsieht und die
SPD-Fraktion unter Druck setzen soll.
Die SPD hatte auf ihrem Bundespartei-
tag in Hamburg eine solche Begren-
zung befürwortet. Die SPD-Fraktions-
führung befasst sich kommende Woche
mit einem Vorschlag, wie der Beschluss-
es in die Tat umgesetzt werden kann.

Der Parteivorsitzende Beck sagte, er sei
zwar gegen den Beschluss gewesen; nun
werde aber nicht „getrickst“, um seine
Verwirklichung zu umgehen. Bundes-
umweltminister Gabriel (SPD) bezeich-
nete das Tempolimit als „gutes symboli-
sches Thema“. Es ähnele in gewisser
Weise der Mülltrennung, sagte er am
Dienstag bei einem Treffen der EU-Um-
weltminister in Luxemburg. Auch beim
Tempolimit könne jeder Bürger zeigen,
dass er ganz individuell etwas zu tun
vermöge. „Nur muss man fair bleiben:
Die Bedeutung für den Klimaschutz ist
begrenzt.“

reb. DRESDEN, 30. Oktober. Das sächsi-
sche Innenministerium will Vereine künf-
tig an den Kosten für Polizeieinsätze bei
Fußballspielen beteiligen, wenn sie Aufla-
gen nicht einhalten. Wie ein Sprecher mit-
teilte, arbeite das Ministerium derzeit an
einer entsprechenden Musterpolizeiver-
ordnung, die häufig von Ausschreitungen
betroffenen Kommunen im Freistaat zum
Erlass empfohlen werden soll. Ein Ent-
wurf der Verordnung sieht vor, dass die
Veranstalter die „erforderlichen Maßnah-
men treffen“, um während und nach dem
Spiel Schäden an Personen und Sachen in
und um das Stadion zu verhindern. Zudem
sieht der Entwurf vor, dass Personen, die
unter Alkohol- oder Rauschgifteinfluss
ein Stadion betreten, eine Ordnungswid-
rigkeit begehen. Hintergrund der geplan-
ten Musterpolizeiverordnung ist, dass es –
wie am Wochenende in Dresden – in Sach-
sen immer wieder zu schweren Krawallen
bei Fußballspielen kommt.

reb. DRESDEN, 30. Oktober. Der Zentral-
rat der Juden sieht nach wie vor keine Mög-
lichkeit, wieder in den Gremien der Stif-
tung Sächsische Gedenkstätten mitzuar-
beiten. Der stellvertretende Präsident des
Zentralrats, Korn, sagte, in Sachsen werde
ein „gedenk- und erinnerungspolitischer
Sonderweg beschritten“. Für alle Vertreter
der NS-Opfer- und Betroffenenverbände,
die vor fast vier Jahren die Stiftung unter
Protest verlassen haben, stelle sich diese
Politik als Versuch der Parallelisierung
von nationalsozialistischen Verbrechen
und der Unterdrückung und Verfolgung in
der DDR dar. Die sächsische Wissen-
schaftsministerin Stange (SPD) sagte die-
ser Zeitung, sie bedauere die Entschei-
dung. Sie verwies darauf, dass erst kürz-
lich eine neue Satzung für die Stiftung ver-
abschiedet worden sei. In dieser werde
klargestellt, dass die grundlegenden Unter-
schiede zwischen den beiden Diktaturen
nicht eingeebnet werden dürften.

Begriff „Hassprediger“ untersagt – Das
Erzbistum Köln hat dem Grünen-Politi-
ker Volker Beck gerichtlich untersagen
lassen, Kardinal Joachim Meisner als
„Hassprediger“ zu bezeichnen. Eine
entsprechende einstweilige Verfügung
sei beim Landgericht Köln erwirkt wor-
den, teilte ein Sprecher Meisners am
Dienstag mit. Das Gericht sei der Auf-
fassung des Erzbistums gefolgt, wo-
nach diese Äußerung eine „Beleidi-
gung und ein Angriff auf die Ehre des
Kardinals“ sei. Bei Zuwiderhandlung
drohe Beck ein Ordnungsgeld bis zu
250 000 Euro oder Ordnungshaft bis zu
sechs Monaten. Becks Bundestagsbüro
teilte mit, der Grünen-Politiker lasse
die Verfügung prüfen und werde dann
entscheiden, ob er dagegen rechtliche
Schritte einleite. (dpa)
So viele Auswanderer wie nie – Rund
155 300 Menschen sind im vergange-
nen Jahr aus Deutschland ausgewan-
dert. Dies ist die höchste Zahl seit
1954, teilte das Statistische Bundesamt
in Wiesbaden am Dienstag mit. Mehr
als die Hälfte der Ausgewanderten (56
Prozent) waren Männer. Das Durch-
schnittsalter lag den Angaben zufolge
bei 32,2 Jahren. Beliebtestes Zielland
war die Schweiz, gefolgt von den Verei-
nigten Staaten und Österreich. (epd)
Dokumentation über Barschel –
Zwanzig Jahre nach dem Tod von Uwe
Barschel, dem ehemaligen CDU-Minis-
terpräsidenten von Schleswig-Hol-
stein, hat der Generalstaatsanwalt des
Landes, Erhard Rex, in einer Schriften-
reihe seines Hauses eine Dokumenta-
tion veröffentlicht, welche die Ermitt-
lungen, aber auch die unterschied-
lichen Einschätzungen des Falles in
der Justiz widerspiegeln sollen. Enthal-
ten sind Beiträge sowohl von Rex
selbst, der an einen Selbstmord Bar-
schels glaubt, aber auch des Leitenden
Oberstaatsanwalts in Lübeck, Hein-
rich Wille, der an Mord glaubt. Die Do-
kumentation ist im Internet unter
www.gsta-sh.de abrufbar. (F.P.)
Trilaterale Kabinettssitzung – Erstma-
lig haben sich die Ministerpräsidenten
von Schleswig-Holstein und Mecklen-

burg-Vorpommern, Peter Harry Cars-
tensen (CDU) und Harald Ringstorff
(SPD), sowie der Erste Bürgermeister
Hamburgs, Ole von Beust (CDU), zu-
sammen mit Ministern und Senatoren
der drei Länder zu einer gemeinsamen
Kabinettssitzung getroffen. Unter ande-
rem sprachen die drei Länder im meck-
lenburgischen Zarrentin über ein nord-
deutsches touristisches Informations-
und Servicezentrum in Hamburg. (F.P.)
 Foto dpa

Exminister Krause verurteilt – Der ehe-
malige Bundesverkehrsminister Gün-
ther Krause (CDU) ist am Dienstag im
Revisionsprozess um den millionen-
schweren Zusammenbruch seiner Fir-
ma Aufbau Invest GmbH zu einer Haft
von einem Jahr und zwei Monaten auf
Bewährung verurteilt worden. Nach
Überzeugung des Landgerichts Ros-
tock hat er sich des Betrugs, der Insol-
venzverschleppung und mehrerer Bank-
rottdelikte schuldig gemacht. Krause
hatte in den neunziger Jahren seine Fir-
ma in die Insolvenz geführt und nach
Ansicht des Gerichts Mitarbeiter um
ihr Gehalt betrogen. (dpa)
Umfrage unter Rektoren – Die Beru-
fung exzellenter Professoren, die wis-
senschaftliche Qualität der Fakultäten
und die hohe Qualität der Studieren-
den sind Kernanliegen der Rektoren
und Präsidenten der Universitäten so-
wie Kunst- und Musikhochschulen in
Deutschland. Dagegen messen sie fi-
nanziellen Fragen wie dem Erzielen ei-
nes ausgeglichenen Haushaltes und
der Einwerbung von Drittmitteln eine
nachgeordnete Bedeutung bei. Dies
sind einige Ergebnisse der ersten um-
fassenden Befragung von Präsidenten
und Rektoren der wissenschaftlichen
Hochschulen und der Musik- und
Kunsthochschulen in Deutschland,
die die Zeitschrift „Forschung & Leh-
re“ in ihrer November-Ausgabe veröf-
fentlicht. (oll.)
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